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Im Jtiujen des Volkes!
Verkündet am
:21, ;.M.ärz 1990
Ranges . . .  Urteil
R,eg„ -Ptersekretärin , In Sachen
als Ürkuridsbeamter 
der Geschäftsstelle
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hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 21. März 1990 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. Seidensticker, die Richter Prof. Dr. 
Becker und Schliemann sowie die ehrenamtlichen Richter 
Breier und Straub für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 
11. August 1988 - 17 Sa 1483/37 - insoweit aufgehoben, als über den Feststellungsan­
trag und über die Kosten des Rechtsstreits entschieden worden ist.
Der Rechtsstreit wird im Umfang der Aufhe­bung zur erneuten Verhandlung und Entschei­
dung, auch über die Kosten der Revision, an 
das Landesarbeitsgericht zurückverwiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten sich darüber, ob das zuletzt zwischen 
ihnen für die Zeit vom 1. Januar 1986 bis zum 30. Juni 1987 ver­
einbarte Arbeitsverhältnis durch Zeitablauf sein Ende gefunden 
hat.

Die im Jahre 1955 geborene Klägerin ist Volljuristin. Seit 
August 1984 ist sie Mitglied der Gewerkschaft öffentliche Dien­
ste, Transport und Verkehr.

Mit Schreiben vom 30. März 1984 bewarb sich die Klägerin 
beim Arbeitsamt R um eine Anstellung als Vollju­
ristin in der Widerspruchsstelle. Zu diesem Zeitpunkt waren wegen
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des Wechsels des Mitarbeiters J auf einen Dienstposten beim 
Arbeitsamt H und wegen des Auslaufens eines befristeten Ar­
beitsvertrages der Beklagten mit Herrn S , der wie die
Klägerin Volljurist ist, zwei Planstellen in der Widerspruchs­
steile beim Arbeitsamt R zu besetzen.

Auf der Planstelle von Herrn J - Kennziffer 676/84 - wur­
de die Volljuristin W befristet für die Zeit vom 16. April
1984 bis 31» Mai 1985 eingestellt. Die Planstelle von Herrn 
S übernahm der Volljurist Sch nach erfolgreicher
sechsmonatiger Erprobung im Herbst 1984 in einem Dauerarbeitsver­
hältnis .

Die Klägerin wurde mit Vertrag vom 24. Mai 1984 zum 1. Juni 
1984 befristet bis zum 31. Dezember 1984 als vollbeschäftigte 
Angestellte auf bestimmte Zeit nach der Anlage 2a (SR 2a) zum 
Manteltarifvertrag für die Angestellten der Beklagten (MTA) als 
Aushilfsangestellte in der Widerspruchsstelle beim Arbeitsamt 
R der Beklagten eingestellt. Dabei erfolgte die Ein­
stellung der Klägerin zur Vertretung von Urlaubs- bzw. krank- 
heitsbedingt ausgefallenen Mitarbeitern der Widerspruchstelle. 
Dieser Grund der Befristung des ArbeitsVerhältnisses ist auch in 
einem von der Klägerin Unterzeichneten Vermerk des Arbeitsamtes 
R aufgenommen. Die Klägerin wurde in der Wider­
spruchsstelle als Sachbearbeiter in für Angelegenheiten nach dem 
Sozialgerichtsgesetz (SGG) und nach dem Ordnungswidrigkeitenge­
setz (OWiG) eingesetzt.
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Die Planstelle von Herrn J wurde am 26. November 1984 von 
der Beklagten zur Dauerbesetzung ausgeschrieben, worauf sich die 
Klägerin Anfang Dezember 1984 bewarb.

Unter dem 19. Dezember 1984 schlossen die Parteien eine 
schriftliche Änderungsvereinbarung zum Arbeitsvertrag vom 24, Mai 
1984, worin aufgenommen ist, daß die Klägerin befristet bis zum 
31. August 1985 beim Arbeitsamt R weiterbeschäftigt
wird. Der Grund für diese befristete Weiterbeschäftigung der Klä­
gerin war, daß die Planstelle J und eine im Haushalt 1985 für 
die Widerspruchssteile beim Arbeitsamt R neu einge­
richtete Planstelle mit der Kennziffer 154/85 zum 1. September 
1985 unbefristet besetzt werden sollten. Dabei wurde die Stelle 
154/85 von der Beklagten am 5. März 1985 zur unbefristeten Be­
setzung ausgeschrieben. Die Klägerin wurde über den 31. Dezember 
1984 hinaus weiterhin als Sachbearbeiterin für Angelegenheiten 
nach dem SGG/OWiG in der Widerspruchsstelle eingesetzt.

Um die zum 1. September 1985 unbefristet zu besetzenden zwei 
Planstellen in der V/i der spruchsstelle des Arbeitsamtes R

bewarben sich Anfang 1985 die Klägerin, Frau W und
Herr H . Herr H absolvierte zu dieser Zeit bei der Beklag­
ten noch eine Ausbildung für den gehobenen Dienst. Allen Betei­
ligten war klar, daß Herr H eine dieser Planstellen, nämlich
die mit der Kennziffer 676/84 erhalten würde.

Anläßlich einer Tagung der Leiter der Abtei lung Verwaltung 
der Arbeitsämter im Bezirk des Landesarbeitsamts Nordrhein-West»
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falen Ende Februar/Anfang März 1985 wurde beschlossen, daß die 
Planstellen in den Widerspruchsstellen der Arbeitsämter zukünftig 
nur noch zu 20 % mit Volljuristen unbefristet besetzt werden 
sollten.

Zu dieser Zeit waren in der 
amts R auf den neun
Juristen auf Dauer beschäftigt.

Da sich auf die Ausschreibung der Stelle 154/85 außer Voll­
juristen keine anderen Beschäftigten der Beklagten meldeten, be­
antragte die Leitung des Arbeitsamts R mit Schreiben
vom 23. Juli 1985 beim Landesarbeitsamt Nordrhein-Westfalen die 
Genehmigung, diese Planstelle zum 1. September 1985 je zur Hälfte 
mit der Klägerin und Frau W auf Dauer zu besetzen. Mit der
Beschäftigung zu 20 Wochenstunden hatten sich die Klägerin und 
Frau W zuvor einverstanden erklärt mit dem Ziel, später in
ein unbefristetes Vollzeitdauerarbeitsverhältnis bei der Beklag­
ten gelangen zu können.

Das Landesarbeitsamt Nordrhein-Westfalen teilte dem Arbeits­
amt R darauf mit Erlaß vom 5. August 1985 folgendes
mit;

"Besetzung der unter Kennziffer 154/85 ausge­
schriebenen Stelle eines Sachbearbeiters für 
Angelegenheiten nach dem SGG und nach dem OWiG
Von den in der BearbeitungsstelLe für Angelegen­
heiten nach dem SGG und nach dem OWiG Ihrer Dienststelle zur Verfügung stehenden neun Stel­
len (einschließlich der des Ersten Sachbearbei­
ters) sind bereits drei Stellen mit Hochschul­absolventen besetzt.

Widerspruchsstelle des Arbeits- 
Planstellen bereits drei Voll-
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Aus personalpolitischen Gründen strebe ich ein 
angemessenes Verhältnis zwischen in der Bundes­
anstalt für Arbeit ausgebildeten Kräften und Ju­
risten an. In diesem Zusammenhang nehme ich auf 
die Ausführungen in der Ergebnisniederschrift 
über die Tagung der Leiter der Abteilung Ver­
waltung (RdVfg. 33/85 vom 21. Mai 1985 - IllblOl - 1203*22 - Seiten 22 und 23) Bezug.
Der von Ihnen vorgesehenen Besetzung der Stelle jeweils zur Hälfte mit der Angestellten Bärbel 
T und der ehemaligen Angestellten Ursula
W vermag ich daher nicht zuzustimmen. Ichbitte deshalb, für die Besetzung eines Dienst­
postens einen anderen geeigneten Mitarbeiter vor­
zusehen bzw. eine erneute Stellenausschreibung 
zu beantragen."

Die Stelle 154/85 in der Widerspruchsstelle des Arbeitsamts 
R wurde daraufhin im September 1985 unter der neuen
Kennziffer 604/85 erneut ausgeschrieben.

Die Klägerin schied dann zunächst zum 31. August 1985, wie 
in die Änderungsvereinbarung vom 19. Dezember 1984 aufgenommen 
war, bei der Beklagten aus.

Demgegenüber wurde die Mitarbeiterin W in der Wider­
spruchsstelle des Arbeitsamts R zunächst bis zum
31. Dezember 1985 weiterbeschäftigt. Mit ihr war nämlich von der 
Beklagten bereits am 13* Mai 1985 eine Abänderungsvereinbarung 
dahingehend getroffen worden, daß ihr Arbeitsverhältnis über 
den 31. Mai 1985 hinaus wegen erhöhten Arbeitsanfalls bis zum 
31. Dezember 1985 verlängert wird.

Beim Ausscheiden 
des Arbeitsamts R

der Klägerin war dieser 
gesagt worden,

seitens der Leitung 
daß sie möglicher-
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weise nach Ablauf von vier Monaten einen Vertrag nach dem Be­
schäftigungsförderungsgesetz für die Dauer von 18 Monaten erhal­
ten könne, wenn sie bis dahin keine andere Arbeitsstelle finden 
würde.

Nach vorheriger Rücksprache 
beschäftigten Herrn F 

dann unter dem 26. November 1985 
beitsamt R :

mit dem beim Arbeitsamt R
richtete die Klägerin 

folgendes Schreiben an das Ar

"Nach Rücksprache mit Herrn F bewerbe
ich mich für eine Anstellung als Sachbearbeite­
rin für Angelegenheiten nach dem Sozialge­
richtsgesetz und Ordnungswidrigkeitengesetz ab 
dem 1. Januar 1986 für die Dauer von 18 Monaten."

Zu dieser Zeit hatte sich die Klägerin bei zahlreichen Ar­
beitsämtern der Beklagten im Bezirk des Landesarbeitsamtes Nord­
rhein-Westfalen auf ausgeschriebene Dauerarbeitsplätze in den 
Widerspruchsstellen ohne Erfolg beworben. Hierunter fiel auch die 
ergebnislose Bewerbung der Klägerin auf die ausgeschriebene Plan­
stelle 604/85 in der Widerspruchsstelle des Arbeitsamts R

A

Unter dem 13. Dezember 1985 teilte das Arbeitsamt R 
der Klägerin folgendes mit;

"Sehr geehrte Frau T ,
wie Ihnen bereits anläßlich ihrer Vorstellung 
mitgeteilt wurde, benötigt das Arbeitsamt R

vorübergehend eine Mitarbeiterin, die gewillt und in der Lage ist, eine Tätigkeit als 
Verwaltungsangestellte zeitlich befristet auszu­
üben .
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Nach der bestehenden Arbeitsbelastung bin ich in 
der Lage, Ihnen ein befristetes Arbeitsverhältnis 
für die Zeit vom 01.01.1986 bis 30.06.1987 anzu­
bieten. Einen entsprechenden Arbeitsvertrag habe ich vorbereitet.
Ich empfehle Ihnen, sich bei der Abteilung Ar­beitsvermittlung/ Arbe it sberatung meiner Dienst­
stelle arbeitssuchend zu melden, damit Sie in 
ein Dauerarbeitsverhältnis bei einem anderen Ar­beitgeber vermittelt werden können. Sollten Sie 
während des Laufs des befristeten Arbeitsvertra­
ges die Möglichkeit haben, eine Dauerbeschäftigung außerhalb des Arbeitsamtes aufnehmen zu können, 
bin ich bereit, die vertragliche Bindung jederzeit 
mit Ihnen zu lösen."

Die Parteien schlossen dann noch im Dezember 1985 ohne Anga­
be des Tages einen schriftlichen Arbeitsvertrag. Dort heißt es, 
soweit hier von Bedeutung:

"§ 1
Frau Bärbel T wird ab 01.01,1986 als voll-
beschäftigte Angestellte gemäß Art. 1 § 1 Abs. 1 
des Beschäftigungsförderungsgesetzes 1985 vom 26. April 1985 (BGBl. I S. 710) als Zeitangestell­
te mit einer durchschnittlichen regelmäßigen Ar­
beitszeit von 40 Stunden wöchentlich für die Zeit 
bis zum 30.O6.i987 beim Arbeitsamt R 
eingestellt.

§ 2
Das Arbeitsverhältnis bestimmt sich nach dem Man­
teltarifvertrag für die Angestellten der BA vom 
21. April 1961 (MTA) und den diesen ergänzenden, 
ändernden oder ersetzenden Tarifverträgen in der 
jeweils geltenden Fassung. Außerdem finden die für 
die BA jeweils geltenden sonstigen Tarifverträge 
Anwendung; die Protokollnotiz Nr. 1 zu Nr. 1 der 
Anlage 2 a gilt nicht."

Mit Haushaltsverfügung des Landesarbeitsamts Nordrhein-West­
falen, die am 24. Februar 1986 beim Arbeitsamt R
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zwei weitere Plan-
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einging, wurden dem Arbeitsamt R 
stellen für seine Widerspruchsstelle zugeteilt.

Damit standen der Widerspruchsstelle des Arbeitsamts R
insgesamt elf Planstellen zur Verfügung, von denen 

sieben Planstellen schon Ende 1985 mit Mitarbeitern im Dauerar­
beitsverhältnis besetzt waren, wovon drei Volljuristen waren.

Die Stelle mit der Kennziffer 676/84 wurde zum 1. Januar 
1986 mit dem Mitarbeiter H , der seine Ausbildung erfolgreich 
abgeschlossen hatte, besetzt.

Zum 1. Februar 1986 wurde eine weitere Planstelle mit dem Inspek­
tor L besetzt. Dieser befand sich schon seit dem 1. September
1985 in einem Dauerdienstverhältnis zur Beklagten, wobei er in 
der Rechtsauskunftsstelle des Arbeitsamts R ein­
gesetzt war.

Die restlichen zwei Stellen in der Widerspruchsstelle beim 
Arbeitsamt R konnten trotz mehrmaliger Ausschreibung
bisher nicht mit Mitarbeitern in Dauerarbeitsverhältnissen be­
setzt werden, da sich nur Volljuristen hierauf bewarben, deren 
Einstellung nach Vorstehendem wegen der 20 ^-Klausel von der Be­
klagten abgelehnt wurde.

Zum 1. Juli 1986 wechselte zudem Herr K , der in einem
Dauerarbeitsverhältnis in der Widerspruchsstelle des Arbeitsamts 
R eingesetzt war, zum Arbeitsamt C . Diese
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Stelle besetzte die Beklagte mit der Mitarbeiterin W , die
vor dem Arbeitsgericht H mit Erfolg gegen die Befristung
ihres Arbeitsverhältnisses geklagt hatte.

Zwischen den Parteien ist umstritten, ob dem Arbeitsamt 
R bei Abschluß des letzten Arbeitsvertrages mit der
Klägerin im Dezember 1985 bereits bekannt war, daß seiner Wider­
spruchsstelle in 1986 zumindest eine Planstelle zusätzlich zur 
Verfügung gestellt würde.

Mit der am 6. April 1987 beim Arbeitsgericht eingegangenen 
Klage hat die Klägerin die Unwirksamkeit der mit ihr vereinbar­
ten Befristung des Arbeitsverhältnisses zum 30. Juni 1987 geltend 
gemacht. Außerdem hat sie ihre Weiterbeschäftigung durch die Be­
klagte über den 30. Juni 1987 hinaus begehrt.

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, sie stehe bei der 
Beklagten in einem unbefristeten Arbeitsverhältnis, da nach der 
Protokollnotiz Nr. 1 zu Nr. 1 SR 2a MTA eine Befristung ihres 
Arbeitsverhältnisses durch die Beklagte nur aus den dort genann­
ten Gründen zulässig sei. Derartige Gründe hätten jedoch bei Ver­
tragsabschluß nicht Vorgelegen. Zwar sei die Geltung der Proto­
kollnotiz Nr. 1 zu Nr. 1 SR 2a MTA in § 2 ihres Arbeitsvertrages 
ausgeschlossen. Dies sei aber unerheblich, da diese tarifliche 
Regelung aufgrund ihrer Mitgliedschaft bei der ÖTV kraft zwingen­
der Tarifbindung auf ihr Arbeitsverhältnis zur Beklagten anzuwen­
den sei. Soweit Art. 1 § 1 BeschFG 1985 bei einer Neueinstellung 
wie bei ihr eine Befristung des Arbeitsverhältnisses bis zu 18

- 1 1 -
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Monaten zulasse, gehe die tarifliche Regelung in der Protokollno­
tiz Nr. 1 zu Nr. 1 SR 2a MTA vor, da sie für sie günstiger sei.

Selbst wenn aber die Regelungen des BeschFG 1985 den tarif­
lichen Regelungen Vorgehen sollten, sei die Befristung des 
letzten ArbeitsVertrages ab dem 1. Januar 1986 auch nach den Be­
stimmungen des BeschFG 1985 nicht gerechtfertigt. Denn dieses 
ArbeitsVerhältnis stehe mit den vorausgegangenen befristeten Ar­
beitsverhältnissen zur Beklagten in einem engen sachlichen Zusam­
menhang , da sie weiterhin als Sachbearbeiterin in der Wider­
spruchsstelle des Arbeitsamts R mit denselben Tätig­
keiten beschäftigt worden sei.

Stehe sie aber in einem unbefristeten ArbeitsVerhältnis zur 
Beklagten, sei diese verpflichtet, sie zu den bisherigen Be­
dingungen weiterzubeschäftigen.

Die Klägerin hat beantragt

1 . festzustellen, daß das zwischen den Parteien 
im Dezember 1985 begründete Arbeitsverhältnis 
unbefristet über den 30. Juni 1987 hinaus 
fortbesteht;

2. die Beklagte zu verurteilen, sie über den 30. Juni 1987 hinaus zu unveränderten Ar­
beitsbedingungen tatsächlich weiterzube­
schäftigen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
die Auffassung vertreten, die Protokollnctiz Nr. 1 zu Nr. 1 SR 2a 
MTA stelle keine eigenständige Tarifnorm dar. Sie wiederhole nur 
in deklaratorischer Weise die geltende Rechtsprechung des Bundes-
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arbeitsgerichts zur Zulässigkeit befristeter Arbeitsverträge. 
Deswegen sei es zulässig gewesen, die Klägerin nach der Regelung 
für NeueinsteHungen in Art. 1 § 1 BeschFG 1985 befristet für die 
Zeit vom 6. November 1985 bis zum 31. Dezemoer 1986 einzustellen.

Bei dem Abschluß des ArbeitsVertrages zur Klägerin zum 
1. Januar 1986 habe es sich auch um eine Neueinstellung im Sinne 
des Art. 1 § 1 BeschFG 1985 gehandelt, da zum einen zwischen die­
sem ArbeitsVerhältnis und dem zum 31. August 1985 beendeten vier 
Monate gelegen hätten. Zum anderen habe zwischen diesen Arbeits­
verhältnissen ein enger sachlicher Zusammennang nicht schon des­
wegen Vorgelegen, weil die Beschäftigung in beiden Arbeitsver- 
hältnissen gleichartig gewesen sei. Ansonsten würde nämlich von 
einem Arbeitgeber in jedem Fall die unzweckmäßige Einarbeitung 
des Angestellten in eine neue Tätigkeit verlangt werden. Zudem 
gebe es für einen Volljuristen bei einem Arbeitsamt keine andere 
sinnvolle Tätigkeit als diejenige in der Widerspruchsstelle.

Aber selbst wenn es sich bei der Regelung in der Protokoll­
notiz Nr. 1 zu Nr. 1 SR 2a MTA um eine eigenständige Tarifnorm 
handeln sollte, sei dieser dadurch genügt, daß die Klägerin nach 
Art. 1 § 1 BeschFG 1985 befristet eingestellt worden sei. Denn 
dort sei gesetzlich als Sachgrund für den Abschluß eines befri­
steten ArbeitsVerhältnisses die "Beschäftigangsforderung" aner­
kannt worden.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Gegen dieses 
Urteil hat die Beklagte Berufung eingelegt. Im Berufungsverfahren
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hat die Klägerin ihren Weiterbeschäftigungsantrag auf gerichtli­
chen Hinweis mit Zustimmung der Beklagten dahin richtiggestellt, 
daß sie beantragt hat, die Beklagte zu verurteilen, sie bis zur 
rechtskräftigen Entscheidung über den Fortbestand des Arbeitsver­
hältnisses über den 30. Juni 1987 hinaus mit Tätigkeiten der Ver­
gütungsgruppe IV b MTA weiterzubeschäftigen.

Die Beklagte hat im Berufungsverfahren ihr erstinstanzliches 
Vorbringen im wesentlichen wie folgt ergänzt;

Abgesehen von der Anwendung des BeschFG 1985 habe bei Ab­
schluß des befristeten Arbeitsvertrages mit der Klägerin ab dem 
1. Januar 1986 ein sachlicher Grund für die Befristung Vorgele­
gen. Denn sie habe Ende Februar/Anfang März 1985 die Weisung 
herausgegeben, daß auf den Planstellen der Widerspruchsstellen 
ihrer Arbeitsämter höchstens nur 20 % Volljuristen in Dauerar­
beitsverhältnissen beschäftigt werden sollten. Diese 20 ^-Grenze 
sei Ausfluß des Ermessens des Arbeitgebers, aus personalpoliti­
schen Erwägungen die Anforderungsprofile dieser Dienstposten 
festzulegen. Hierdurch solle die Aufstiegsmöglichkeit für die von 
ihr ausgebildeten Sachbearbeiter offengehalten werden. Bei Ab­
schluß des letzten befristeten Arbeitsverhältnisses mit der Klä­
gerin im Dezember 1985 seien jedoch unstreitig mehr als 20 % an
Volljuristen in der Widerspruchsstelle des Arbeitsamts R

beschäftigt gewesen. Damit habe festgestanden, daß die 
Klägerin nur befristet bis zur Besetzung ihrer Stelle mit einem 
von ihr ausgebildeten Sachbearbeiter habe weiterbeschäftigt wer­
den können. Das Arbeitsamt R habe bei Abschluß des
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letzten Arbeitsvertrages mit der Klägerin im Dezember 1985 nicht 
damit rechnen können, daß ihm im Jahre 1986 zwei weitere Plan­
stellen für die Widerspruchsstelle zugeteilt werden würden. Es 
sei davon ausgegangen, daß Mitte 1987 die Stelle der Klägerin von 
einem von ihr ausgebildeten Sachbearbeiter eingenommen werden 
würde.

Auf die Auflage des Berufungsgerichts, unter Beweisantritt 
aufzuzeigen, für welchen konkreten Bewerber die Stelle, die die 
Klägerin ab dem 1. Januar 1986 eingenommen habe, offengehalten 
werden sollte, hat die Beklagte zunächst behauptet, diese sei für 
ihren Mitarbeiter L offengehalten worden. Dieser sei auf der 
Stelle der Klägerin nach ihrem Ausscheiden zum 30. Juni 1987 ab 
dem 1. Juli 1987 eingesetzt worden.

Nachdem die Klägerin darauf hingewiesen hatte, daß Herr L 
bereits zum 1. Februar 1986 in die Widerspruchsstelle des Ar­
beitsamts R gewechselt sei, hat die Beklagte ihre
Behauptung, die Stelle der Klägerin sei ab dem 1. Juli 1987 mit 
Herrn L besetzt worden, zurückgenommen. Sie hat jedoch weiter­
hin an ihrem Vortrag festgehalten, bei Abschluß des letzten Ar­
beitsvertrages mit der Klägerin im Dezember 1985 sei beabsichtigt 
gewesen, etwa im Sommer/Herbst 1987 die Stelle der Klägerin mit 
einem von ihr ausgebildeten Sachbearbeiter zu besetzen. Diesen 
Mitarbeiter könne sie namentlich nicht benennen.

Die Klägerin hat hierauf erwidert: Soweit die Beklagte neue 
Gründe für die Befristung ihres letzten Arbeitsverhältnisses vor-
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getragen habe, seien diese lediglich nachgeschoben. Es sei unzu­
treffend, daß jemals beabsichtigt gewesen sei, ihre Stelle Mitte 
1987 mit einem ausgebildeten Mitarbeiter der Beklagten zu be­
setzen. Zutreffend sei allein, daß sie auf der Stelle der Mitar­
beiterin W , die zunächst aufgrund der letzten Befristung
ihres Arbeitsverhältnisses zum 31. Dezember 1985 bei der Beklag­
ten ausgeschieden sei, nach dem BeschFG 1985 befristet von der 
Beklagten ab dem 1. Januar 1986 eingestellt worden sei.

Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung der Beklagten mit 
der Maßgabe zurückgewiesen, daß die Beklagte verurteilt wird, die 
Klägerin bis zur rechtskräftigen gerichtlichen Entscheidung über 
den Fortbestand des Arbeitsverhältnisses der Parteien zu den bis­
herigen Arbeitsbedingungen weiterzubeschäftigen.

Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision ver­
folgt die Beklagte ihr Klageabweisungsbegehren weiter, während
die Klägerin beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision der Beklagten ist im wesentlichen begründet.
Sie führt insoweit zur Aufhebung des angefochtenen Urteils, als 
das Landesarbeitsgericht über den Feststellungsantrag entschieden 
hat. Im Umfang der Aufhebung war der Rechtsstreit an das Landes­
arbeitsgericht zurückzuverweisen, denn es bedarf noch tatsächli­
cher Feststellungen, ob das Arbeitsverhältnis der Parteien aus 
Aushilfsgründen wirksam bis zum 30. Juni 1987 befristet worden 
ist.
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I. Die Revision ist begründet, soweit das Landesarbeitsgericht 
angenommen hat, die Befristung des Arbeitsverhältnisses zum 
30. Juni 1987 sei aus tarifrechtlichen Gründen unwirksam, da die 
Beklagte weder Gründe in der Person noch sachliche Gründe i. S. 
der Protokollnotiz Nr. 1 zu Nr. 1 SR 2a MTA vorgetragen habe und 
es ihr nach Nr. 2 SR 2a MTA verwehrt sei, die Befristung auf die 
von ihr dargelegten Aushilfsgesichtspunkte zu stützen. Entgegen 
der Ansicht des Landesarbeitsgerichts haben sich die Arbeitsver­
tragsparteien nicht auf eine bestimmte Grundform des befristeten 
Arbeitsverhältnisses i. S. der Nr. 2 Abs. 1 SR 2a MTA geeinigt. 
Diese Vertragslücke ist im Wege ergänzender Vertragsauslegung 
dahin zu schließen, daß unter Berücksichtigung der von der Be­
klagten vorgetragenen Sachgründe davon auszugehen ist, daß die 
Parteien bei Kenntnis der Unwirksamkeit des in § 2 des Arbeits­
vertrages enthaltenen Ausschlusses der Protokollnotiz Nr. 1 zu 
Nr. 1 SR 2a MTA die in Nr. 1 Buchst, a und o SR 2a MTA geregelten 
Grundformen des befristeten Arbeitsverhältnisses vereinbart hät­
ten. Eine kumulative Vereinbarung dieser beiden Befristungstypen 
ist tarifrechtlich möglich, denn die von der Beklagten geltend 
gemachten Befristungsgründe (Wunsch des Arbeitnehmers und Aus­
hilf sgründe ) betreffen einerseits die Arbeitnehmer-, andererseits 
die Arbeitgebersphäre und widersprechen sich nicht.

Soweit das Landesarbeitsgericht in Form einer Hilfserwägung 
das Vorliegen eines die Befristung rechtfertigenden Aushilfstat­
bestandes verneint hat, hält das angefochtene Urteil ebenfalls 
einer revisionsgerichtlichen Prüfung nicht stand. Da es hierzu 
noch tatsächlicher Feststellungen bedarf, ist der Senat zu einer 
abschließenden Entscheidung nicht in der Lage.
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1. Dem Landesarbeitsgericht ist im Ausgangspunkt darin zu fol­
gen, daß im Streitfall nur der letzte Arbeitsvertrag einer ge­
richtlichen Befristungskontrolle unterliegt. Dies entspricht der 
inzwischen gefestigten Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
(vgl. grundlegend das Urteil des Senats vom 8. Mai 1985, BAGE 49, 
73, 78 ff. = AP Nr. 97 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag, 
zu II der Gründe). Danach kommt es für die Frage, ob die Befri­
stung eines Arbeitsverhältnisses rechtswirksam ist, grundsätz­
lich nur auf den zwischen den Parteien zuletzt abgeschlossenen 
befristeten Arbeitsvertrag an. Denn wollen die Arbeitsvertrags­
parteien im Anschluß an einen befristeten Arbeitsvertrag ihr Ar­
beitsverhältnis noch für eine bestimmte Zeit fortsetzen und 
schließen sie deshalb vorbehaltlos einen weiteren befristeten 
Arbeitsvertrag ab, so bringen sie damit jedenfalls regelmäßig zum 
Ausdruck, daß der neue Vertrag fortan für ihre RechtsbeZiehungen 
allein maßgeblich sein soll. Des neuen ArbeitsVertrages hätte es 
nicht bedurft, wenn die Befristung des vorangegangenen Vertrages 
unwirksam gewesen wäre, sich die Parteien deshalb bereits in 
einem unbefristeten ArbeitsVerhältnis befunden hätten und sie 
dieses aufrechterhalten wollten. Ein unbefristetes und ein be­
fristetes ArbeitsVerhältnis mit sonst gleichem Inhalt können 
nicht nebeneinander bestehen; beide schließen einander aus. Der 
Abschluß eines befristeten ArbeitsVertrages neben einem schon 
bestehenden unbefristeten Arbeitsvertrag hat deshalb nur dann 
Sinn, wenn die Vertragsparteien über die Wirksamkeit der Be­
fristung des früheren Vertrages im Zweifel sind und sie infolge­
dessen den weiteren befristeten Vertrag nur für den Fall ab­
schließen, daß sie nicht bereits aufgrund des vorangegangen Ver-
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träges in einem unbefristeten ArbeitsVerhältnis stehen. Fehlt es 
- wie hier - an einem solchen Vorbehalt, so tritt der neu abge­
schlossene befristete Arbeitsvertrag an die Stelle eines früheren 
unbefristeten Arbeitsvertrages.

2. Das Landesarbeitsgericht hat weiterhin zu Recht angenommen, 
daß der im Arbeitsvertrag vom Dezember 1985 enthaltene Ausschluß 
der Protokollnotiz Nr. 1 zu Nr. 1 der Sonderregelungen der Anlage 
2a des ManteltarifVertrages für die Angestellten der Bundesan­
stalt für Arbeit (MTA) unwirksam ist. Diese Protokollnotiz, bei 
der es sich um eine tari fvertragliche Abscnlußnorm handelt, gilt 
im Streitfall wegen der beiderseitigen Tarifgebundenheit der Par­
teien bei Abschluß des ArbeitsVertrages vom Dezember 1985 unmit­
telbar und zwingend (§ 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1 TVG). Selbst wenn man 
zugunsten der Beklagten davon ausgeht, daß es sich trotz der bis 
zum 31. August 1985 vereinbarten Befristung des ArbeitsVerhält­
nisses bei dem Abschluß des weiteren Arbeitsvertrages vom Dezem­
ber 1985 mangels Vorliegens eines engen sachlichen Zusammenhanges 
um eine "Neueinstellung" i. S. des Art. 1 § 1 Abs. 1 Satz 2 
BeschFG 1985 gehandelt hat, gelangt die gesetzliche Befristungs­
regelung des Art. 1 § 1 Abs. 1 BeschFG 1985 im Streitfall nicht 
zur Anwendung, denn die Protokollnotiz Nr. 1 zu Nr. 1 SR 2a MTA 
stellt gegenüber der gesetzlichen Befristungsregelung des Art. 1 
§ 1 Abs. 1 BeschFG 1985 für den Arbeitnehmer eine günstigere Ta­
ri fnorm dar, weil sie die Zulässigkeit befristeter und deshalb 
vom zwingenden gesetzlichen Kündigungsschutzrecht ausgenommener
ArbeitsVerträge von strengeren Voraussetzungen abhängig macht als 
das Gesetz.
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a) Der Senat hat im Urteil vom 15. März 1989 (- 7 AZR 4*19/88 
zur Veröffentlichung in der Fachpresse bestimmt) im Anschluß an 
die Senatsentscheidung vom 25. September 1987 (BAGE 56, 155 =
AP Nr. 1 zu § 1 BeschFG 1985) entschieden, daß die Protokollnotiz 
Nr. 1 zu Nr. 1 SR 2a MTA als für den Arbeitnehmer günstigere Ta­
rifnorm der gesetzlichen Befristungsregelung des Art. 1 § 1 
Abs. 1 BeschFG 1985 vorgeht. An dieser Rechtsprechung hält der 
Senat auch nach erneuter Prüfung fest. Dies gilt ebenso für die 
Qualifikation dieser Protokollnotiz als eigenständige tarifver­
tragliche Abschlußnorm i. S. des § 4 Abs. 1 TVG (Senatsurteil vom 
15. März 1989, aaO, unter II 2 der Gründe). Bei fehlender Tarif­
gebundenheit des Arbeitnehmers zum Zeitpunkt des Abschlusses des 
Arbeits Vertrages können daher die Arbeitsvertragsparteien wirksam 
die Geltung der Protokollnotiz Nr. 1 zu Nr. 1 SR 2a MTA aus­
schließen .

b) Die inhaltliche Kollision der hier streitigen Protokollnotiz 
mit der gesetzlichen Befristungsregelung des Art. 1 § 1 BeschFG 
1985 hat das Landesarbeitsgericht zutreffend mittels eines norma­
tiven GünstigkeitsVergleiches gelöst.

Vergleicht man den objektiven Regelungsgehalt des Art. 1 § 1 
BeschFG 1985 mit dem Inhalt der hier streitigen Protokollnotiz, 
so ergibt sich, daß die tarifliche Regelung für den Arbeitnehmer 
günstiger ist als die gesetzliche. Die gesetzliche Regelung läßt 
in dem dort festgelegten Rahmen befristete und damit nicht be­
standsgeschützte ArbeitsVerhältnisse zu, ohne daß ein sachlicher 
Grund für die Befristung vorzuliegen braucht, während die Tari f-
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norm die Wirksamkeit der Befristung vom Vorliegen eines sachli­
chen oder eines in der Person des Angestellten liegenden Grundes 
abhängig macht. Die hier streitige Protokollnotiz stellt somit 
für die Zulässigkeit befristeter Arbeitsverträge strengere Vor­
aussetzungen auf als das Gesetz, indem sie dem Arbeitnehmer ei­
nen größeren Schutz für den Bestand seines ArbeitsVerhältnisses 
bietet.

c) Wegen der bei Abschluß des ArbeitsVertrages (Dezember 1985) 
bestehenden beiderseitigen Tarifbindung konnten die Parteien die 
für die Klägerin gegenüber Art. 1 § 1 Abs., 1 BeschFG 1985 günsti­
gere Befristungsregelung der Protokollnotiz Nr. 1 zu Nr. 1 SR 2a 
MTA einzelvertraglich nicht wirksam ausschließen (§ 3 Abs. 1, § *1 
Abs. 1 TVG). Der in § 2 des ArbeitsVertrages enthaltene Ausschluß 
der hier streitigen Protokollnotiz ist daher unwirksam.

3. Soweit das Landesarbeitsgericht weiterhin angenommen hat, 
der Beklagten sei es im Hinblick darauf, daß die Klägerin gemäß 
§ 1 des ArbeitsVertrages als "Zeitangesteilte" eingestellt worden 
sei, nach Nr. 2 SR 2a MTA verwehrt, sich zur sachlichen Rechtfer­
tigung auf die von ihr geltend gemachten Aushilfstatbestände zu 
berufen, kann dem nicht gefolgt werden.

a) Das Landesarbeitsgericht hat ohne nähere Begründung angenom­
men , daß die in § 1 des ArbeitsVertrages vom Dezember 1985 ent­
haltene Formulierung, nach der die Klägerin "gemäß Art. 1 § 1 
Abs. 1 BeschFG 1985 vom 26. April 1985 (BGBl. I S. 710) als Zeit­
angestellte mit einer durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit
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von 40 Stunden wöchentlich für die Zeit bis zum 30. Juni 1987 
beim Arbeitsamt R eingestellt" wird, dahin zu ver­
stehen sei, daß damit die Arbeitsvertragsparteien die tarifver­
tragliche Grundform des befristeten Arbeitsvertrages i. S. der 
Nr. 1 Buchst, a SR 2a MTA festgelegt hätten.

Es kann dahingestellt bleiben, ob es sich bei der Regelung 
in § 1 des Arbeitsvertrages um eine typische oder untypische 
Klausel handelt. Selbst wenn man zugunsten der Klägerin davon 
ausgeht, daß hier eine untypische Regelung vorliegt, darf das Re­
visionsgericht auch bei untypischen Willenserklärungen die vom 
Berufungsgericht unterlassene Auslegung jedenfalls dann selbst 
vornehmen, wenn es um die Auslegung einer Vertragsurkunde geht 
und besondere Umstände des Einzelfalls, die der Auslegung eine 
bestimmte, der Beurteilung des Revisionsgerichts entzogene Rich­
tung geben könnten, ausscheiden (ständige Rechtsprechung, vgl. 
etwa BAG Urteile vom 9. März 1972 - 5 AZR 246/71 - AP Nr. 12 zu 
§ 622 BGB, zu 2 der Gründe und vom 26. März 1986, BAGE 51, 319, 
327 = AP Nr. 103 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag, zu 
III 3 b der Gründe).

b) Das Landesarbeitsgericht hat keine Tatsachenfeststellungen 
darüber getroffen, ob der Klägerin bei Abschluß des letzten Ar­
beitsvertrages (Dezember 1985) die aus der Sicht der Beklagten 
maßgeblichen Befristungsgründe mündlich mitgeteilt worden sind. 
Eine Aufklärung des Sachverhalts ist aber entbehrlich, denn es 
bedarf entgegen der Ansicht der Klägerin weder aus tarifrechtli­
chen noch aus Gründen des staatlichen Rechts einer Einigung der
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Parteien darüber, welcher konkrete Befristungsgrund maßgeblich 
sein soll.

Der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts hat im Urteil vom 
8. Dezember 1988 - 2 AZR 308/88 - (AP Nr. 6 zu § 1 BeschFG 1985, 
unter 2 der Gründe, auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen 
Sammlung des Gerichts bestimmt) klargestellt, daß es bei einer 
Zeitbefristung (im Unterschied zur Zweckbefristung), soweit nicht 
tarifvertragliche Formvorschriften dies erfordern, weder einer 
Vereinbarung der ArbeitsVertragsparteien über den Befristungs­
grund noch eines entsprechenden Hinweises seitens des Arbeitge­
bers bedarf (ebenso KR-Hillebrecht, 3. Aufl., § 620 BGB Rz 151 
m.w.N.). Das Vorliegen eines sachlichen Grundes ist eine objekti­
ve Wirksamkeitsvoraussetzung für die Befristung eines Arbeitsver­
hältnisses (ständige Rechtsprechung seit BAGE GS 10, 65, 70 ff. = 
AP Nr. 16 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag, zu C der Grün­
de). Befristungen des Arbeitsverhältnisses sind unzulässig, wenn 
sie als Gestaltungsmittel objektiv funktionswidrig verwendet wer­
den. Das ist anzunehmen, wenn dem Arbeitnehmer der durch die Kün­
digungsbestimmungen gewährleistete Bestandsschutz seines Arbeits­
verhältnisses ohne sachlichen Grund entzogen wird.

Soweit der Senat in dem Urteil vom 30. September 1981 (BAGE 
36, 229, 234 = AP Nr. 61 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag, 
unter 5 der Gründe) für den Fall eines befristeten Probearbeits­
verhältnisses ausnahmsweise eine Einigung der Parteien über den 
Sachgrund der Erprobung gefordert hat, hält der Senat an dieser 
Rechtsprechung nicht mehr fest.

23
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


23

c) Auch aus tarifrechtlichen Gründen bedurfte es im Streitfall 
bei Abschluß des letzten befristeten Arbeitsvertrages (Dezember 
1935) weder eines Hinweises der Beklagten auf bestimmte Befri­
stungsgründe noch einer Einigung der Parteien über die Maßgeb- 
lichkeit bestimmter Befristungsgründe. Nach Nr. 2 Abs. 1 SR 2a 
MTA ist im Arbeitsvertrag lediglich die tarifvertragliche Grund­
form des befristeten Arbeitsverhältnisses zu vereinbaren, und 
zwar in der Weise, daß anzugeben ist, ob der Angestellte als 
Zeitangestellter, als Angestellter für Aufgaben von begrenzter 
Dauer oder als Aushilfsangestellter eingestellt wird. Welche Aus­
drucksweise dabei zu verwenden ist, ist nicht vorgeschrieben. Die 
Regelung in § 1 des Arbeitsvertrages vom Dezember 1985, nach der 
die Klägerin "gemäß Art. 1 $ 1 Abs. 1 BeschFG 1985 als Zeitange­
stellte mit einer durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit von 
40 Stunden wöchentlich für die Zeit bis zum 30. Juni 1987" einge­
stellt wird, läßt sich nicht dahin verstehen, daß die Arbeitsver­
tragsparteien damit die tarifvertragliche Grundform des befriste­
ten Arbeitsverhältnisses i. S. der Festlegung des in Nr. 1 
Buchst, a SR 2a MTA geregelten Grundtyps vereinbaren wollten. Für 
das Fehlen einer Einigung über den tarifvertraglichen Grundtyp 
des befristeten Arbeitsverhältnisses spricht, daß in § 1 des Ar­
beitsvertrages der tarifvertragliche Begriff des "Zeitangestell­
ten" nicht unter Bezugnahme auf entsprechende Regelungen in Nr. 1 
Buchst, a bzw. in Nr. 2 Abs. 2 Satz 1 SR 2a MTA verwendet wird. 
Die Formulierung, nach der die Klägerin "gemäß Art. 1 § 1 Abs. 1 
BeschFG 1985 als Zeitangestellte" eingestellt wird, deutet viel­
mehr darauf hin, daß die Arbeitsvertragsparteien den Begriff 
"Zeitangestellte" i. S. des allgemeinen Sprachgebrauchs und nicht
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im tarifvertraglichen Sinne benutzen wollten. Den Hinweis auf die 
gesetzliche Befristungsregelung konnte die Klägerin nur dahin 
verstehen, daß die Beklagte sie nicht unbefristet, sondern im 
Rahmen eines nach Maßgabe des Art. 1 § 1 Abs. 1 BeschFG 1985 be­
fristeten Arbeitsverhältnisses beschäftigen wollte.

Daß die Arbeitsvertragsparteien den Begriff der "Zeitange- 
stellten" nicht im tarifvertraglichen Sinne verstanden haben, er­
gibt sich weiterhin daraus, daß sie in § 2 des Arbeitsvertrages 
vom Dezember 1985 die Geltung der entsprechenden Protokollnotiz 
(Nr. 1 zu Nr. 1 SR 2a MTA) ausgeschlossen haben. Der - wegen bei­
derseitiger Tarifbindung zwar unwirksame - Ausschluß der mit der 
Nr. 1 Buchst, a SR 2a MTA im systematischen Zusammenhang stehen­
den Protokollnotiz spricht für die Annahme, daß die Parteien die 
tarifvertraglich gebotene Festlegung des Grundtyps des befriste­
ten Arbeitsverhältnisses für entbehrlich gehalten haben. Anson­
sten wäre es nicht zu verstehen, wieso die Parteien gerade die­
jenige tarifvertragliche Regelung, für die eine Festlegung des 
tarifvertraglichen Grundtyps des befristeten Arbeitsverhältnisses 
von Bedeutung ist, nämlich die für "Zeitangestellte" geltende 
Protokollnotiz Nr. 1 zu Nr. 1 SR 2a MTA in § 2 des Arbeitsver­
trages ausgeschlossen haben.

d) Haben sich die Parteien somit nicht über die nach Nr. 2 
Abs. 1 SR 2a MTA erforderliche Angabe der tarifvertraglichen 
Grundform des befristeten Arbeitsverhältnisses geeinigt, liegt 
eine Vertragslücke vor. Im Streitfall sind die Parteien 
offensichtlich davon ausgegangen, daß es wegen der Bezugnahme auf
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Art. 1 § 1 Abs. 1 BeschFG 1985 und wegen des - allerdings unwirk­
samen - Ausschlusses der Protokollnotiz Kr. 1 zu Nr. 1 SR 2a MTA 
nicht erforderlich war, sich über die maßgebliche Grundform des 
befristeten Arbeitsverhältnisses i. S. der Nr. 2 Abs. 1 SR 2a HTA 
zu einigen.

M e  Lücke in einem Vertrag, die durch die Unwirksamkeit ei­
ner Klausel entsteht, kann im Wege der ergänzenden Vertragsausle­
gung geschlossen werden (BGH Urteil vom 1. Februar 1984 - VIII ZR 
54/83 - BGHZ 90, 69, 74; BGH Urteil vom 30. Oktober 1974 
- VIII ZR 69/73 - BGHZ 63, 132, 136; BAG Urteil vom 8. November 
1972 - 4 AZR 15/72 - AP Nr. 3 zu § 157 BGB; BAG Urteil vom 
16. November 1979 - 2 AZR 1052/77 - AP Nr. 1 zu § 154 BGB). Die 
ergänzende Vertragsauslegung geht der von der Revision befürwor­
teten Anwendung der Grundsätze vom Wegfall der Geschäftsgrundlage 
vor (BGHZ 90, 69, 74; BGHZ 81, 135, 143; Larenz, Allgemeiner Teil 
des BGB, 7. Auf1., § 29 I, S. 545; Ulmer, BB 1982, 1125, 1130). 
Die mit Hilfe der ergänzenden Vertragsauslegung ermöglichte 
Durchführung des Regelungsplanes der Vertragsparteien hat Vorrang 
vor einer bei Wegfall der Geschäftsgrundlage unter Umständen not­
wendigen Korrektur der vertraglichen Abreden.

Eine ergänzende Vertragsauslegung führt im Streitfall zu dem 
Ergebnis, daß die Parteien bei Kenntnis der Unwirksamkeit des 
vertraglichen Auschlusses der Protokollnotiz Nr. 1 zu Nr. 1 SR 2a 
MTA als tarifvertragliche Grundformen des befristeten Arbeitsver­
hältnisses die in Nr. 1 Buchst, a und c SR 2a MTA geregelten 
Grundtypen vereinbart hätten. Für eine derartige Annahme spricht,
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daß sich die Beklagte im vorliegenden Rechtsstreit zur sachlichen 
Rechtfertigung der Befristung auf zwei Gründe berufen hat, die 
diesen beiden tarifvertraglichen Grundformen des befristeten Ar­
beitsverhältnisses entsprechen und sich nicht gegenseitig aus­
schließen. Bei dem von der Beklagten zunächst in der ersten In­
stanz angeführten Sachgrund "Wunsch des Arbeitnehmers" handelt es 
sich um einen "in der Person des Angestellten liegenden Grund" 
i. S. der Protokollnotiz Nr. 1 zu Nr. 1 der SR 2a MTA und damit 
um einen für das Arbeitsverhältnis eines "Zeitangestellten" i. S. 
der Nr. 1 Buchst, a SR 2a MTA charakteristischen Sachgrund. Der 
von der Beklagten weiterhin zur sachlichen Rechtfertigung vorge­
tragene Sachgrund (Befristung wegen der bevorstehenden Übernahme 
von Auszubildenden) stellt einen Aushilfstatbestand i. S. der 
Nr. 1 Buchst, c SR 2a MTA dar. Da die Klägerin an einer erneuten 
Einstellung durch die Beklagte interessiert war, ist anzunehmen, 
daß sie bei Kenntnis der Erforderlichkeit einer Einigung über die 
nach Nr. 2 Abs. 1 SR 2a MTA erforderlichen Angaben sich mit der 
Beklagten darüber geeinigt hätte, diejenigen tarifvertraglichen 
Grundformen im Arbeitsvertrag anzugeben, die den von der Beklag­
ten für maßgeblich erachteten Befristungsgründen entsprechen.

II. Die Vorinstanzen haben zutreffend angenommen, daß der Be­
fristungsgrund "Wunsch des Arbeitnehmers" im Streitfall nicht 
vorliegt. Diese Würdigung entspricht den Grundsätzen, die der 
Senat in einem vergleichbaren Fall im Urteil vom 26. April 1985 
- 7 AZR 316/84 - (AP Nr. 91 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsver­
trag) aufgestellt hat.
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Im erneuten Berufungsverfahren wird das Landesarbeitsgericht 
daher nur noch zu prüfen haben, ob die Befristung des Arbeitsver­
hältnisses der Klägerin bis zum 30. Juni 1987 aus den von der Be­
klagten dargelegten Aushilfsgründen sachlich gerechtfertigt ist. 
Dabei wird es die Grundsätze zu beachten haben, die der Senat in 
dem Urteil vom 6. Juni 1984 (- 7 AZR 458/82 - AP Nr. 83 zu § 620 
BGB Befristeter Arbeitsvertrag) zur sachlichen Rechtfertigung 
einer mit der bevorstehenden Übernahme von Auszubildenden ge­
rechtfertigten Befristung des ArbeitsVerhältnisses aufgestellt 
hat. Dort hat der Senat ausgeführt (vgl. zu V 2 a der Gründe), es 
sei nicht unbedingt erforderlich, daß das befristete Arbeitsver- 
hältnis gerade mit einem bestimmten, namentlich bezeichneten Aus­
zubildenden verknüpft wird. Denkbar sei insbesondere auch, die 
ArbeitsVerhältnisse ebenso vieler Arbeitnehmer zu befristen, wie 
Planstellen freigehalten werden müßten, um die Auszubildenden 
übernehmen zu können, die erwartungsgemäß zu einem bestimmten 
Zeitpunkt die Abschlußprüfung bestünden. Denn es müsse beim Ar­
beitgeber liegen, auf welche von mehreren freien Planstellen er 
den Auszubildenden bei der Übernahme in ein ArbeitsVerhältnis 
einweise.

Diese Grundsätze hat das Landesarbe.tsgericht nicht richtig 
angewandt, indem es ausgeführt hat, die Beklagte habe nicht ange­
geben , für welchen Auszubildenden die Planstelle, die die Kläge­
rin seit dem 1. Januar 1986 innegehabt habe, ab dem 1. Juli 1987 
hätte verwendet werden sollen. Eine derartige namentliche Be­
zeichnung ist nicht erforderlich. Die Beklagte kann vielmehr auch 
ohne personelle Konkretisierung darlegen, daß zum Zeitpunkt des
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damit zu rechnenAbschlusses des ArbeitsVertrages (Dezember 1985) 
war, die von der Klägerin innegehabte Planstelle ab 1. Juli 1987 
mit einem ausgebildeten Sachbearbeiter des gehobenen Dienstes auf 
Dauer besetzen zu können.

-  28 -

Das Landesarbeitsgericht wird gegebenenfalls zu prüfen ha­
ben , ob sich die offensichtlich an der nach Art. 1 § 1 Abs. 1 
BeschFG 1985 zulässigen Höchstfrist von 18 Monaten ausgerichtete 
Dauer des ArbeitsVerhältnisses am Sachgrund der Befristung orien­
tiert . Dabei wird das Landesarbeitsgericht die vom Senat im Ur­
teil vom 26. August 1988 (BAGE 59, 265 = AP Nr. 124 zu § 620 BGB 
Befristeter Arbeitsvertrag) aufgestellten Grundsätze zu beachten 
haben. Dort hat der Senat entschieden, daß es zur Wirksamkeit der 
Befristung eines Arbe itsVertrages außer einem sachlichen Grund 
für die Befristung nicht noch zusätzlich einer besonderen sachli­
chen Rechtfertigung auch der gewählten Dauer der Befristung be­
darf. Die im Einzelfall vereinbarte Vertragsdauer hat nur Bedeu­
tung im Rahmen der Prüfung des sachlichen Befristungsgrundes 
selbst; denn aus der vereinbarten Befristungsdauer lassen sich 
Rückschlüsse darauf ziehen, ob im konkreten Fall ein sachlicher 
Befristungsgrund überhaupt vorliegt oder ob ein solcher nur vor­
geschoben ist. Überschreitet etwa die vereinbarte Vertragsdauer 
deutlich die bei Vertragsabschluß voraussehbare Dauer des Be­
fristungsgrundes , so läßt sich die Vertragsdauer mit dem angege­
benen Befristungsgrund nicht mehr erklären. Befristungsgrund und 
Befristungsdauer stehen dann nicht miteinander im Einklang, so 
daß der angegebene Befristungsgründ die vertraglich vereinbarte 
Befristung nicht zu tragen vermag. Ob dies vorliegend der Fall
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ist, wird das Landesarbeitsgericht gegebenenfalls im erneuten Be­
rufungsverfahren zu prüfen haben.

III. Die Klägerin ist jedenfalls für die Dauer des weiteren Beru­
fungsverfahrens weiterzubeschäftigen, da in der ersten Instanz 
das Fortbestehen des Arbeitsverhältnisses über den 30. Juni 1987 
hinaus festgestellt worden ist und besondere Umstände, aus denen 
sich im Einzelfall ein überwiegendes Interesse der Beklagten an 
der Nichtbeschäftigung der Klägerin ergeben könnte, nicht er­
sichtlich sind.

Dr. Seidensticker Schliemann Dr. Becker
Breier Straub
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